
Immobilieneigentümer folgen Autofahrern als Melkkühe des Staates

Eine neue Umverteilung hat begonnen
In zwei Etappen stieg bisher die Besteuerung von privaten Lie-
genschaften und Anlageimmobilien. Nun will die SPÖ ein „Uni-
versalmietrechtsgesetz“ zur Senkung der Mieten durchsetzen.

Normalisierung der Währungsrelationen im Gange

Entspannung für Franken-Schuldner
Eine relative Normalisierung der EUR/CHF-Währungsrelation ist im Gange. Die Angleichung der
wirtschaftlichen Dynamik stützt diesen Trend.

Mit dem Autoboom des Wirt-
schaftswunders entdeckte der Staat
die Autofahrer als große Einnahme-
quelle. Nach einem langjährigen Im-
mobilienboom folgen nun die Immo-
bilienbesitzer. Es begann per 1. April
2012 mit der Immobilienertragssteu-
er. Seither unterliegen mit wenigen
Ausnahmen sämtliche Einkünfte
aus der Veräußerung von Liegen-
schaften einem besonderen Steuer-
satz. Dieser liegt bei „Neu-Grund-
stücken“, die ab dem 31. 3. 2002 an-
geschafft worden sind, seit 2016 bei
30 % (zuvor 25 %). Bemessungs-
grundlage ist die Differenz zwischen
Veräußerungserlös und Anschaf-
fungskosten. Sie wird um Kosten für
Mitteilung ans Finanzamt und die
Selbstberechnung der Immobiliener-
tragsteuer vermindert. Ursprünglich
konnte nach Ablauf des 10. Jahres
ab der Anschaffung die Bemes-
sungsgrundlage noch um einen In-
flationsabschlag von jährlich 2 %
gekürzt werden. Dieser entfällt ab
dem Jahr 2016. Auch die auf Basis
einer großzügigen Pauschalannahme
der Anschaffungskosten berechne-
te effektive Steuerbelastung beim
Verkauf von „Alt-Grundstücken“ (Er-
werb vor 31. 3. 2002) erhöhte sich
2016 von 3,5 auf 4,2 % des Verkaufs-
erlöses.

Bei Anlegerwohnungen sind seit
2016 die Abschreibungen vermin-
dert. Die Verteilungszeiträume von
Instandsetzungs- bzw. wahlweise
von Instandhaltungsaufwendungen
wurden von 10 auf 15 Jahre verlän-
gert und die Abschreibungsbasis bei
Wohnungen hat sich von 80 auf 60
% Gebäudeanteil verringert. Die Fol-
ge: Eine höhere Steuerbelastung.

Vermögenssteuern auf leerstehen-
de Wohnungen und Einfamilienhäu-
ser gelten als zukünftiges „Schreck-
gespenst“ für Immobilienbesitzer.
Doch der jüngste Gesetzesvorschlag
der SPÖ erreichte eine neue Dimen-
sion. Ziel sei es, das Wohnen wie-
der erschwinglicher zu machen.

Werden Wohnungen, die älter als

Für Franken-Schuldner gibt es Ent-
spannung - wenn auch eine Ent-
scheidung zu einer Währungskon-
vertierung nicht einfacher wird. Nur
noch 5 % trennt die Notiz des €/CHF-
Währungspaares in diesen Tagen
von dem Stand zu Beginn des Ka-
lenderjahres 2015. Der Verlauf des
damaligen Jänner steht bis heute für
eine bis dahin noch nicht gesehene
Devisen-Wertverschiebung von
Leitwährungen zueinander. Die Ver-
kündung der SNB, den Franken frei
floaten zu lassen, führte damals bin-
nen Sekunden zu einer nahezu
20-%-Aufwertung der Valuta. Nach
einer monatelangen Abschwächung
steht die Schweizer Bunkergold-De-
vise immerhin nun wieder bei 1,16
Franken für einen Euro und schlich
sich somit bis auf wenige Prozente
an das Geschehen vor diesen drama-
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tischen Tagen in der Finanzwelt
heran.

Egalisierung des Vorsprungs
Die jüngste Entwicklung mag nicht
nur - aber zu einem deutlichen Teil -
den ökonomischen Daten geschul-
det sein. Das Schweizer BIP driftete
im 2. Quartal zur Vorjahresperiode
klar auf nur noch +0,3 % ab. Die
wirtschaftliche Expansion führte das
Land der Uhren-, Chemie- und Phar-
magiganten mit 2 % zuvor noch be-
neidenswert an. In dieser Hinsicht
holte der Euro-Raum auf und wies
mit zuletzt +2,3 % die stärkste Per-
formance seit Ausbruch der Finanz-
krise auf. Anziehende Exporte und
Lohnerhöhungen (+2 % im Juli) ste-
hen im Durchschnitt der Euro-Län-
der ebenso im Zeichen eines Auf-
schwungs.
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Die Schweizer Handelsbilanzüber-
schüsse gaben im August zudem
auf 2,17 MrdCHF nach (2016: 3 Mrd
CHF). Der ZEW-Erwartungsindex
der Eidgenossen schwächte sich mit
37,4 Punkten zuletzt ebenso etwas
ab wie die Verbraucherstimmung, die
im Frühjahr noch um vier Punkte
höher lag. Rückläufige Einzelhan-
delsdaten (-0,7 % zum Vorjahr) bestä-
tigen die Abflachung bei unserem
Nachbarn. Die Erwartung bald be-
ginnender verbaler Hinweise zu ei-
ner Kursänderung der EZB verstärk-
ten Kapitalrückflüsse aus dem
Alpenland mit einer stark ausge-
prägten Negativzinsstruktur. Bemer-
kenswert ist aber der Fortlauf des
(„Normalisierungs“-)Trends in Hin-
sicht der weiterhin global wachsen-
den politischen Spannungen.

Roman Steinbauer

ÖSTERREICHS WOCHENZEITUNG FÜR FINANZ UND WIRTSCHAFT, SEIT 1922
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Hinweis: Werbeanzeige der Stichting Oikocredit International Share
Foundation, Wertpapierprospekt samt fälligen Nachträgen abrufbar
unter www.oikocredit.at.

20 Jahre sind, neu vermietet, soll laut
SPÖ künftig ein bundesweiter Basis-
mietzins von 5,50 €/m2 und Monat
gelten. Darauf können Zu- und Ab-
schläge für Lage und Ausstattung
kommen. Georg Edlauer, Obmann
des Fachverbandes der Immobilien-
und Vermögenstreuhänder der
WKO, beschreibt gegenüber dem
Börsen-Kurier die Folgen: „Sowohl
der preisgeregelte Bereich der Richt-
wert-Mieten als auch österreichweit
jene 20 % des Gesamtbestandes an
Mietobjekten, welche dem freien
Mietzins unterliegen, würden emp-
findliche Mietkappungen bis 50 %
und mehr erfahren.“ Das erscheint
bei oberflächlicher Betrachtung toll
für Mieter. „In der Praxis ist aber zu
erwarten, dass Eigentümer - ob pri-
vat oder institutionell - nicht mehr in
den Wohnungsneubau investieren
werden bzw. nicht mehr in eine zeit-
gemäße Ausstattung und Qualität.
Dies deshalb, weil notwendige Ren-
dite nach Ablauf dieser 20 Jahren
nicht mehr gegeben ist. Das Woh-
nungsangebot wird damit mittelfri-
stig geringer und schlechter“, warnt
Edlauer.

Um mehr Wohnangebot zu schaf-
fen müsste der Staat eigentlich Vor-
sorgewohnungen fördern und
gleichzeitig wären tausende Existen-
zen im Alter abgesichert. Doch der
aktuelle Gesetzesvorschlag bewirkt
das Gegenteil. Bis dato können aus
laufenden Mieterträgen Kreditraten
und Instandhaltungskosten in der
Regel abgedeckt werden. Sind die
Kredite abbezahlt, können mit den
Mieteinnahmen Einkommenslücken
in der Pension kompensiert werden.
„Mit der geplanten Deckelung wäre
nach 20 Jahren aber die Rückzahlung
der Raten nicht mehr möglich, bei
Pensionseintritt wären die Zusatz-
einnahmen weitaus geringer als ge-
plant. Besonders schlimm wird es,
wenn der Eigentümer die Kreditraten
nicht mehr bezahlen kann und die
Wohnung zwangsversteigert wird.
Damit würden zahlreiche Menschen
nicht nur ihr Eigentum verlieren,
sondern auch weiterhin für nicht
vom Versteigerungserlös abgedeck-
te Kredite haften“, erläutert Edlauer
die Nebenwirkungen.“

Michael Kordovsky


